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Nach langem Hin und Her hat im 
Januar die Steuerreformkom­

mission ihre Vorschläge zur Reform 
der Einkommen- und Körper­
schaftsteuer vorgelegt. Den Kern 
bildet eine deutliche Reduzierung 
der Steuersätze. So sollen ab 1999 
etwa bei der Einkommensteuer der 
Eingangssteuersatz von 26% auf 
15% und der Spitzensteuersatz 
von 53% auf 39% gesenkt werden. 
Bereits ab 1998 sollen - wenn auch 
zunächst aufkommensneutral - der 
Höchststeuersatz für gewerbliche 
Einkünfte von 47% auf 40% herab­
gesetzt und die Körperschaftsteu­
ersätze für einbehaltene wie ausge­
schüttete Gewinne verringert wer­
den. Da die mit alledem verbunde­
nen Steuerausfälle weit über das 
vorgesehene Entlastungsvolumen 
von etwa 30 Mrd. DM hinausgehen 
würden, ist eine teilweise „Gegenfi­
nanzierung“ über eine Verbreite­
rung der Bemessungsgrundlage 
durch den Abbau von Steuerbefrei­
ungen und durch Einschränkung 
von Absetzungsmöglichkeiten ge­
plant. Darüber hinaus ist weiterhin 
eine Anhebung der Mehrwertsteuer 
oder anderer indirekter Steuern im 
Gespräch.

Wie nicht anders zu erwarten, 
finden die Vorschläge der Steuerre­
formkommission nicht überall un­
geteilte Zustimmung. Von Arbeit­
geberseite wird beklagt, daß die 
Unternehmen wegen der Ein­
schränkung der Abschreibungs­
möglichkeiten trotz Senkung der 
Spitzensteuersätze weitgehend leer 
ausgehen und daß kapitalintensive 
Betriebe benachteiligt werden. Die 
Besteuerung von Nacht- und Sonn­
tagszuschlägen, die Kürzung der 
Freibeträge und die verringerte Ki­
lometerpauschale stoßen bei Ge­
werkschaften und Arbeitnehmern 
auf wenig Gegenliebe, die verstärk­
te Heranziehung der Renten ver­
schreckt die Ruhegeldempfänger, 
und die Einschränkung der Steuer­
freiheit bei Lebensversicherungen 
empört die Versicherungsgesell­
schaften und ihre Klientel. Im Gro­
ßen und Ganzen erscheinen die
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vorgesehenen Maßnahmen aber 
sachlich und unter dem Aspekt der 
Gleichbehandlung durchaus ge­
rechtfertigt.

Teilweise wird bemängelt, daß 
durch die Reform die „Reichen“ un­
angemessen bevorzugt würden 
und die „Armen“ -  bzw. die Arbeit­
nehmer -  zu kurz kämen. Im Kreuz­
feuer der Kritik steht dabei insbe­
sondere die beabsichtigte Sen­
kung des Spitzensteuersatzes. Den 
Protagonisten gilt sie als unerläßli­
cher Schritt zur Verbesserung der 
Investitionsbedingungen und der 
Standortqualität. Den Gegnern ist 
sie aus verteilungspolitischen Grün­
den suspekt: sie verlangen statt 
dessen eine stärkere Entlastung 
der unteren und mittleren Einkom­
men. Begründet wird dies auch da­
mit, daß zur Belebung der Konjunk­
tur die gesamtwirtschaftliche Nach­
frage und insbesondere der private 
Konsum gestärkt werden müßten; 
die damit einhergehende Verbes­
serung der Absatzaussichten wür­
de die Unternehmen veranlassen, 
ihre Investitionen auszuweiten und 
neue Arbeitsplätze zu schaffen. 
Das scheint aber in der gegenwärti­
gen Situation zweifelhaft. Denn die 
derzeitige Nachfrageschwäche ist 
nicht Ursache, sondern lediglich 
Symptom; sie ist letztlich Ausdruck 
eines Mangels an rentablen Ar­
beitsplätzen und daraus resultie­

render Einkommenseinbußen. Al­
lein durch mehr private Verbrauchs­
nachfrage - die wahrscheinlich zu 
einem nicht geringen Teil über hö­
here Importe im Ausland „versik- 
kern“ würde -  ist die notwendige 
Verbesserung der Investitionsbe­
dingungen nicht zu erreichen, dazu 
bedarf es auch einer deutlichen 
Senkung des Spitzensteuersatzes.

Alles in allem sind die „Peters­
berger Steuervorschläge“ ein wei­
terer Schritt auf dem mühevollen 
Weg zu mehr Wachstum und Be­
schäftigung. Sie sind in der vorlie­
genden Form auch geeignet, Fehl­
anreize zu verringern. Das Problem 
der Überfrachtung des Steuersy­
stems mit politischen Steuerungs­
mechanismen wurde aber nur zag­
haft angegangen. Auch das Aus­
maß der Entlastung bietet keinen 
Anlaß, in Superlativen zu schwel­
gen. Bleibt es bei den zur Zeit vor­
gesehenen 30 Mrd. DM, würde das 
Entlastungsvolumen rund 7^% des 
Bruttoinlandsprodukts betragen; 
unter Einbeziehung der für 1998 
vorgesehenen Senkung des Soli­
daritätszuschlages läge es bei 
knapp 1 %. Das wäre deutlich weni­
ger als bei der dreistufigen Steuer­
reform in den Jahren 1986 bis 1990; 
damals belief es sich auf insgesamt 
2 '/r%  des Bruttoinlandsprodukts.

Zweifellos hat die Bundesregie­
rung mit den Vorschlägen zur Steu­
erreform Handlungsfähigkeit bewie­
sen. Ob das aber schon ausreicht, 
das im Hickhack der vergangenen 
Monate verlorene Vertrauen zu­
rückzugewinnen, bleibt abzuwar­
ten. Viel wird davon abhängen, wie 
rasch die Reform die parlamentari­
schen Hürden nimmt und welcher 
Kompromiß am Ende stehen wird. 
Bleibt nur zu hoffen, daß in dem un­
vermeidlichen Gerangel mit der 
Opposition, auf deren Zustimmung 
man angewiesen ist, und den diver­
sen Interessengruppen die Vor­
schläge nicht zu sehr verwässert 
werden und daß nicht doch noch 
das Wachstums- und beschäfti­
gungspolitisch Gebotene auf der 
Strecke bleibt.

68 WIRTSGHAFTSDIENST 1997/11


